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Die Pamiliensenate sind für die beim Oberlan­
de sgericht anhängig werdenden Familiensachen 
auch dann zuständig, wenn die Entscheidung des 
ersten Rechtszuges nicht von einem Familienge­
richt erlassen worden ist.

BGH, Beschl. v. 28. Juni 1978 - IV ARZ 50/78 - OLG Hamm
LG Bielefeld
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Der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
am 28. Juni 1978 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell 
und die Richter Knüfer, Rottmüller, Dr. Hoegen und 
Dr. Seidl

beschlossen:

Zuständig für die Beschwerde ist der 
1. Senat für Familiensachen des Ober­
landesgerichts Hamm.

G r ü n d e  :

I.
Die Parteien schlossen anläßlich der Scheidung 

ihrer Ehe am 31. Mai 1971 vor dem Landgericht Bielefeld 
einen Vergleich, in dem sich der Kläger verpflichtete, 
für die vier ehelichen Kinder zu Händen der Beklagten 
einen monatlichen Unterhalt von je 110,—  DM zu zahlen. 
Der Kläger hat nunmehr beim Landgericht Bielefeld Klage 
erhoben, mit der er beantragt, die Zwangsvollstreckung 
aus dem Vergleich hinsichtlich des Unterhalts für das 
Kind Andreas mit Wirkung vom 1. März 1977 an
für unzulässig zu erklären und den Vergleich dahin abzu­
ändern, daß der Beklagten daraus von diesem Zeitpunkt an 
keine Ansprüche bezüglich des Sohnes Andreas mehr zu­
stehen. Er macht geltend, sein Sohn Andreas erhalte mitt 
lerweile eine Ausbildungsbeihilfe, so daß die Beklagte 
für ihn keinen Unterhalt mehr verlangen könne.
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Das für diese Klage beantragte Armenrecht hat 
das Landgericht dem Kläger mit Beschluß vom 14. Februar 
1978 mangels Erfolgsaussicht verweigert. In der Begrün­
dung des Beschlusses ist ausgeführt, der Klageantrag 
enthalte sowohl eine Vollstreckungsgegenklage nach § 767 
ZPO wie eine Abänderungsklage nach § 323 ZPO. Die Voll­
streckungsgegenklage sei neben der Abänderungsklage un­
zulässig. Für die letztere Klage sei nicht das angeru­
fene Gericht, sondern nach § 621 Abs. 1 Nr. 4 ZPO aus­
schließlich das Familiengericht zuständig.

Gegen diesen Beschluß hat der Kläger Beschwerde 
eingelegt. Bei dem Beschwerdegericht - dem Oberlandes­
gericht Hamm - hat der 1. Senat für Familiensachen mit 
Beschluß vom 19. April 1978 entschieden, daß er für die 
Beschwerde nicht zuständig sei. Der 8. Zivilsenat, der 
nach der Geschäftsverteilung zuständig wäre, wenn die 
besondere Zuständigkeit des Familiensenats nicht gege­
ben wäre, hat die Übernahme des Verfahrens abgelehnt.

II.

1, Der Bundesgerichtshof ist zur Bestimmung des 
zuständigen Spruchkörpers in entsprechender Anwendung 
des § 36 Nr. 6 ZPO berufen,

*• m I'. :

Der erkennende Senat hat bereits in seinem zur 
Veröffentlichung in der Entscheidungssammlung bestimm­
ten Beschluß vom 3.* Mai 1978 - IV ARZ 26/78 - ausge­
sprochen, daß § 36 Nr. 6 ZPO entsprechend anzuwenden 
ist, wenn sich innerhalb eines Oberlandesgerichts ein
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Familiensenat und ein anderer Zivilsenat für unzustän­
dig erklären, weil sie verschiedener Ansicht darüber 
sind, ob eine Familiensache vorliegt; denn dem Präsi­
dium des Gerichts ist es verwehrt, in einem Kompetenz­
konflikt zu entscheiden, der nur durch die Auslegung 
der gesetzlichen Zuständigkeitsregelving des § 23 b 
Abs. 1 GVG (hier i.V. mit § 119 GVG) gelöst werden kann.

Diese Grundsätze greifen auch im vorliegenden 
Fall ein. Der beteiligte Familiensenat hat in seinem 
Beschluß vom 19* April 1978 allerdings keine Entschei­
dung darüber getroffen, ob nach dem Gegenstand der Klage 
eine Familiensache vorliegt; er hat vielmehr seine Zu­
ständigkeit bereits deshalb verneint, weil die Beschwerde 
keine Entscheidung eines Amtsgerichts in einer Familien­
sache nach § 119 Abs. 1 Nr. 2 GVG betrifft. Die Frage, ob 
die Familiensenate eines Oberlandesgerichts für alle bei 
dem Oberlandesgericht anhängig werdenden Familiensachen 
zuständig sind oder nur für diejenigen Verfahren, die 
ein Rechtsmittel gegen die Entscheidungen eines Amts­
gerichts in einer Familiensache nach § 119 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 GVG zum Gegenstand haben, steht jedoch ebensowenig 
zur Disposition des Präsidiums* des Oberlandesgerichts, 
wie die Frage, ob überhaupt eine Familiensache vorliegt. 
Beide Fragen betreffen den Umfang der gesetzlichen Zu­
ständigkeitsregelung in den §§ 23 b Abs. 1, 119 Abs. 2 
GVG und sind nur durch eine Auslegung dieser Vorschrif­
ten zu beantworten. Durch eine Geschäftsverteilungsmaß­
nahme nach § 21 e GVG kann in die gesetzliche Zuständig- 
keitsregelung nicht eingegriffen werden. Der vorliegende 
Kompetenzkonflikt kann danach nicht durch das Gerichts­
präsidium verbindlich entschieden werden.



-  5 -

2. Zuständig für die Beschwerde ist der 1. Se­
nat für Familiensachen bei dem Oberlandesgericht Hamm,

a) Die Zuständigkeit des Familiensenats scheidet 
nicht deshalb aus, weil das Verfahren im ersten Rechts­
zug nicht von einem bei dem Amtsgericht gebildeten Fami­
liengericht (§ 23 b Abs. 1 Satz 1 GVG), sondern von einem 
Landgericht geführt und entschieden worden ist. Die Ein­
richtung der Familiensenate bei den Oberlandesgerichten 
beruht auf § 119 Abs. 2 GVG i.d.F. des 1. EheRG, der auf 
§ 23 b Abs. 1, 2 GVG verweist. Danach erstreckt sich die 
Zuständigkeit der Familiensenate auf alle Familiensachen 
(§ 23 b Abs. 1 Satz 1 GVG). Welche Verfahren Familiensa­
chen sind, ist in § 23 b Abs. 1 Satz 2 GVG ausschließlich 
nach dem sachlichen Gegenstand des Verfahrens bestimmt. 
Allerdings werden beim Oberlandesgericht Familiensachen 
in der Regel nur aufgrund von Rechtsmitteln gegen die 
Entscheidungen der Familiengerichte anhängig werden 
(§ 119 Abs. 1 Nr. 1 und 2 GVG), da das 1. EheRG hierfür 
im ersten Rechtszug die ausschließliche Zuständigkeit 
der Familiengerichte begründet hat (§ 23 b GVG; §§ 606, 
621 ZPO). Das schließt jedoch nicht aus, daß - insbe­
sondere in Verfahren mit einem Bezug zu der Zeit vor dem 
Inkrafttreten des 1. EheRG - auch aufgrund von Rechts­
mitteln gegen Entscheidungen der Landgerichte (§ 119 
Abs, 1 Nr. 3 und 4 GVG) Verfahren an das Oberlandesge­
richt gelangen, die Familiensachen im Sinne des § 23 b 
Abs. 1 Satz 2 GVG sind. Eine Einschränkung dahingehend, 
daß diese Verfahren nicht in die Zuständigkeit der Fami­
liensenate fallen sollen, kann dem Gesetz nicht entnom­
men werden. Sie würde weder dem Wortlaut der §§ 23 b 
Abs. 1, 119 Abs. 2 GVG, noch dem Sinn und Zweck der
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Regelung entsprechen, der u. a. darin liegt, durch die 
Schaffung von Spezialspruchkörpem eine Entscheidung 
der Familiensachen durch Richter mit besonderer ein­
schlägiger Sachkunde zu ermöglichen (amtliche Begrün­
dung zum Entwurf des 1. EheRG BT-Drucks. 7/650 S. 80). 
Die Familiensenate sind danach für die beim Oberlandes­
gericht anhängig werdenden Familiensachen auch dann zu­
ständig, wenn die Entscheidung des ersten Rechtszuges 
nicht von einem Familiengericht erlassen worden ist.

b) Das beim Oberlandesgericht anhängige Beschwer­
deverfahren ist eine Familiensache im Sinne von § 23 b 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 GVG, da die Streitigkeit die gesetz­
liche Unterhaltspflicht gegenüber einem ehelichen Kinde 
betrifft. Angesichts der weiten Fassung der genannten 
Vorschrift fallen darunter auch Rechtsstreitigkeiten 
aus Unterhaltsverpflichtungen in Scheidungsfolgenrege­
lungen der vorliegenden Art, auch wenn die Vereinbarung 
nur zwischen den Eltern geschlossen und der Betrag der 
gesetzlich begründeten Unterhaltspflicht in der Verein­
barung vertraglich festgelegt worden ist (vgl. zu allem 
die ausführlichen Darlegungen in dem bereits genannten 
Senatsbeschluß vom 3. Mai 1978 und in dem ebenfalls zur 
Veröffentlichung bestimmten Beschluß des Senats vom 
14. Juni 1978 - IV ARZ 31/78). Das Armenrechtsverfahren, 
in dem die Beschwerde eingelegt ist, teilt den Charakter 
des Hauptsacheverfahrens als Familiensache.

Nach alledem ist der 1. Senat für Familiensachen 
des Oberlandesgerichts Hamm als der Spruchkörper zu be-



stimmen, der über die Beschwerde des Klägers und An­
tragstellers gegen den das Armenrecht versagenden Be­
schluß des Landgerichts zu entscheiden hat.

Dr• Grell Dr. Seidl
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